


Seite 2 von 2

ordnungen vornehmen, an ihnen unmittelbar mitwirken oder die Prüfung derselben 
veranlassen.
Die ausschließliche Zuständigkeit für die Planung und Umsetzung von Lärmschutzmaß-
nahmen an als Bundesautobahnen gewidmeten Verkehrswegen liegt bei der Autobahn GmbH 
des Bundes:

Autobahn GmbH des Bundes
Friedrichstraße 71
10117 Berlin
kontakt@autobahn.de

Auf unsere Anfrage hat die Autobahn GmbH wie folgt Stellung genommen:
„Eine verkehrsrechtliche Anordnung zur Regelung der Geschwindigkeit auf Autobahnen ist
an rechtliche Vorgaben und Voraussetzungen nach § 45 StVO gebunden. Die Verkehrs-
behörde bei der Autobahn des Bundes überprüft im Zuge ihres internen Qualitäts-
managements regelmäßig, ob die Gründe für eine Begrenzung der Geschwindigkeit auf 
Autobahnen rechtlich noch vorhanden sind und die Regelungen angepasst werden 
müssen.
Mit dem Ziel einer bundesweit einheitlichen Umsetzung der Straßenverkehrsordnung wird 
in enger Zusammenarbeit mit dem Fernstraßenbundesamt als Rechtsaufsichtsbehörde auf
eine einheitliche Rechtsauslegung in ganz Deutschland geachtet.
Bei der Überprüfung der Voraussetzungen für die Geschwindigkeitsbegrenzungen auf den
Autobahnen A 94 wurde festgestellt, dass die rechtlichen Voraussetzungen für die nicht 
aus Gründen des Lärmschutz angeordnete, vormals bestehenden Trichter am Auto-
bahnbeginn in Fahrtrichtung Passau aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht gegeben 
ist und daher Anpassungen erforderlich sind. Die Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
100 km/h reicht zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit aus. In Fahrtrichtung 
München ist der bestehende Trichter aus Gründen der Verkehrssicherheit vor dem 
Autobahnende und die erhöhte Rückstaugefahr weiterhin erforderlich.
Eine Geschwindigkeitsbegrenzung aus Lärmschutzgründen lässt sich nach der StVO und 
Lärmschutz-Richtlinie-StV nicht begründen, da die erforderlichen rechtlich Vorausset-
zungen hierzu nicht erfüllt sind. 
Rechtsansprüche auf Lärmschutzmaßnahmen lässt sich zudem mit der Änderung der 
Geschwindigkeitsregelung nicht ableiten.“

Wir bitten von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen. Der Antrag des 
Bezirksausschusses ist damit geschäftsordnungsmäßig behandelt.

Mit freundlichen Grüßen

gez.
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